
König Kunde ist fußfaul, ›Distanzempfind-
lichkeit‹ eine feste Größe im Einzelhandels-
konzept der Stadt. Als optimal nahversorgt
gelten Gebiete, in denen die Einkaufsmög-
lichkeiten höchstens 600 Meter auseinan-
derliegen. Der zentrale Bielefelder Westen
ist ein Einkaufsparadies: Drei Discounter
und zwei Supermärkte, zwischen denen ein
kleiner Supermarkt die optimale Distanz
halbiert. Mit zwei weiteren kleinen Lebens-
mitteleinzelhändlern (LEH), Kiosken und
dem Wochenmarkt bilden sie ab, was bun-
desweit gilt: Der Markt ist gesättigt. »Eini-
ge Konzerne gießen bewusst Öl ins Feuer,
indem sie trotz einer riesigen Überkapazität
an Verkaufsfläche munter weiter expandie-
ren«, bemängelt Jürgen Glaubitz von
›ver.di‹: »Aggressive Preisaktionen sollen die
Konkurrenz bezwingen.« Die Methoden
seien ruppig, die Sprache martialisch. Von
Kannibalismus, Vernichtungskämpfen und
Rabattschlachten ist die Rede. Kriegsge-
winnler sind die Eigentümer in Handel, Le-
bensmittelindustrie und Immobilienmarkt,
als Kanonenfutter dienen Arbeitskräfte ent-
lang der gesamten Lieferkette bis in die Er-
zeugerländer hinein.

Arm trotz Arbeit: 
Minijobs und Outsourcing 

Die Zahl der Beschäftigten im LEH ist laut
statistischem Bundesamt seit 1998 um etwa
ein Drittel gesunken. Jede dritte Vollzeit-
stelle wurde gestrichen. Arbeitsbereiche
werden an Subunternehmen ausgelagert, die
sich nicht an Tarifverträge halten müssen.
Derzeit beschäftigt der Einzelhandel insge-
samt rund drei Millionen eigene Mitarbei-
ter, davon eine Million in Minijobs. Eine ei-
genständige Existenzsicherung bleibt Mini-
jobbern verwehrt, Abhängigkeit von
Partnern und Institutionen sowie Armut im
Alter sind vorprogrammiert. Die Zahl der
›arbeitenden Armen‹ nimmt stetig zu, weil
Geringverdiener immer öfter Hauptverdie-
ner sind. Ob qualifiziert oder nicht, erhalten
Minijobber meist weniger Lohn für die glei-
che Arbeit. Verhandlungen des DGB mit
dem Einzelhandel um einen Mindestlohn
von 8,50 Euro ruhen, bis der Einzelhandel
ermittelt hat, ob er die 50 Prozent tarifge-
bundener Betriebe aufbringt, die der Ab-
schluss rechtlich verlangt. Eine Alterssiche-
rung ohne Gang zum Sozialamt ist erst ab
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Der Sicherheitsbehälter ist also aus einem
Stahl gefertigt, der nicht sicher ist?

Das kann zur Folge haben, dass es zu
spontanen Rissen kommt und der Sicher-
heitsbehälter, wenn er unter starkem
Druck ist, im Störfall birst.

Gibt es Erfahrungen mit solchen Rissen im
Stahl?

Beim spiegelgleichen AKW Grafenrhein-
feld (das 2015 vom Netz gehen soll: Anm.
d. Red.) sind Risse aufgetreten, die man
mehrere Jahre lang nicht entdeckt hat. Es
ist relativ schwierig diese Risse zu entde-
cken, weil alles verbaut ist. Man hatte al-
so ein schlechtes Ausgangsmaterial und
da hat die Atomindustrie gesagt: Ja, das
Material ist schlecht, aber wir werden es
beim Schweißen ganz gut verarbeiten
und können das damit ausgleichen. Nun

gibt es aber einen Zeugen, der 2001 aus-
gesagt hat, er habe da gearbeitet und es
hätte schon beim Schweißen Fehler ge-
geben. Solche Fehler müssen dokumen-
tiert werden. Die Röntgenfilme, die das
dokumentiert haben, seien aber syste-
matisch weggeworfen worden. Hinzu
kommt jetzt, dass die Leistung des AKW
auf 4000 Megawatt erhöht werden soll,
Druck und Temperatur erhöhen sich da-
mit auch. 4000 Megawatt thermische Leis-
tung hat bisher noch kein AKW in
Deutschland. 2004 hat das Bundesum-
weltministerium für Grafenrheinfeld ei-
ne Erhöhung auf 3950 Megawatt abge-
lehnt.

Da gibt es ja auch noch den angekündigten
Einsatz von Mischoxidbrennelementen.
Was ist denn das Problem mit denen?

MOX-Brennelemente, die aus Sellafield
angeliefert werden sollen, enthalten be-
sonders viel Plutonium. In Fukushima ist
durch solche Brennelemente besonders
viel Plutonium ins Erdreich freigesetzt
worden. Und Plutonium ist hochgiftig.
Wenn man davon ein Millionstel Gramm
einatmet, kann das schon Krebs erregen.

Das ist nicht die einzige Parallele zu Fukus-
hima. Es besteht auch eine  Problematik
mit den Abklingbecken?

Allerdings, und zwar die Notwendigkeit
permanenter Kühlung. Wenn, wie es in
Fukushima passiert ist, bei einem Unfall
die Kühlung ausfällt und der Sicherheits-
behälter bei einer Explosion zerstört
wird, schmelzen die Brennelemente unter
freiem Himmel ohne Kühlung vor sich
hin. Dabei wird so viel Radioaktivität frei,
dass allein deswegen schon die Evakuie-
rungszone in Fukushima auf 80 Kilome-
ter hätte erweitert werden müssen. Selbst
nach Ansicht der atomfreundlichen US-
Regierung.
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10 Euro Stundenlohn möglich.
Die Verdichtung des LEH auf wenige Ak-

teure schafft weitere Probleme. Vor zehn
Jahren beherrschten sieben große LEH drei
Viertel des Marktes. Inzwischen teilen vier
Konzerne 85 Prozent der Nachfrage unter
sich auf: Edeka (mit Netto), Rewe, die
Schwarz-Gruppe (Lidl) und Aldi. »Nirgends
ist die Konkurrenz so stark wie im Einzel-
handel«, sagt Jörg Beyer vom Einzelhandels-
verband OWL. Der Verdrängungswettbe-
werb werde allein über die Preise geführt. 

»Die Großen missbrauchen 
ihre Marktmacht«

Einen »Missbrauch der Marktmacht« kriti-
siert die ›Supermarktinitiative‹, ein Bünd-
nis von 24 Nichtregierungsorganisationen
und Gewerkschaften, die die Einhaltung so-
zialer und ökologischer Standards entlang
der Lieferkette fordern. »Je größer die Ab-
nahmemenge der Produkte ist, desto mehr
können die Supermarktketten die Einkaufs-
preise gegenüber Lieferanten senken«, er-
klärt Franziska Humbert von Oxfam
Deutschland (siehe Interview). So wurde
der ›Supermarktintiative‹ zugetragen, dass
Lieferanten, um überhaupt liefern zu dür-
fen, rückwirkend und ohne Gegenleistung
Geldbeträge in sechsstelliger Höhe zu zah-
len hatten. Seit September untersucht das
Bundeskartellamt die Machtverhältnisse im
LEH. Zu stark konzentriert könne sich
Marktmacht ins Gegenteil umkehren, sagte
Kartellamtspräsident Andreas Mundt im Fe-
bruar dem Handelsblatt: »Irgendwann ist es
mit den schönen niedrigen Preisen vorbei.«

Viertel: Worauf stützt sich ihre Kritik am
AKW Grohnde?

Tobias Darge: In Grohnde ist Stahl verbaut
worden, der schon zu Bauzeiten nicht
dem Stand von Sicherheit und Technik
entsprochen hat. Das AKW ist im Juni
1976 genehmigt worden, nur wenige Wo-
chen später kritisierte der Materialfor-
scher Kußmaul von der Reaktorsicher-
heitskommission, dass man gerade mit
dem in Grohnde verarbeiteten Material
schlechte Erfahrungen gemacht habe. Im
damals noch zuständigen Bundesinnen-
ministerium – ein Umweltministerium
gibt es ja erst seit Tschernobyl – wurde
intern überlegt, die erste Teilerrichtungs-
genehmigung zu widerrufen. Sie sind
aber, wegen wahrscheinlicher Schaden-
ersatzforderungen der AKW-Betreiber,
davor zurückgescheut.

Gesellschaft

Krieg im Paradies
Essen muss jeder. Einkaufen auch. Lebensmittel sind billig zu haben, solange Händler und Verbraucher nur auf die Preise 
gucken. Wer draufzahlt, fragt Aiga Kornemann
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Viele Menschen demonstrierten in diesem Jahr dafür, das AKW Grohnde sofort abzuschalten.
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Transparenz fehlt
Unternehmen sollten verpflichtet werden, die sozialen und
ökologischen Aspekte ihrer Geschäftspraxis offen zu legen,
fordert Oxfam

Viertel: Angenommen, die Forderungen der Supermarktinitiative würden erfüllt. Wären 
Lebensmittel dann nicht unverhältnismäßig teuer?

Franziska Humbert: Eine gewisse Preissteigerung ist sicherlich zu erwarten. Das ist aber auch
akzeptabel, da derzeit die Deutschen im Durchschnitt lediglich rund elf Prozent ihres Ein-
kommens für Lebensmittel ausgeben, was im europäischen Vergleich eher wenig ist. Die
Mehrkosten sollen jedoch nicht von den Verbrauchern allein getragen werden, ebenso
sollen die Supermarktketten sowie Zwischenhändler und Lieferanten auch einen Teil der
Kosten übernehmen. Wenn die Einhaltung sozialer und ökologischer Mindeststandards
gesetzlich vorgeschrieben ist, ist damit auch kein Wettbewerbsnachteil verbunden.

Warum ist in der Öffentlichkeit verhältnismäßig wenig bekannt über die ökologischen und 
sozialen Bedingungen entlang der Lieferkette im LEH?

Es ist den Produkten ja nicht unmittelbar anzusehen, unter welchen ökologischen und so-
zialen Bedingungen sie hergestellt wurden. Für den Verbraucher sind zunächst Fragen der
Qualität und Lebensmittelsicherheit zentraler. Jedoch interessieren sich immer mehr Ver-
braucher auch für diese Fragen. Laut einer aktuellen Studie ( unter www.transparenz.net,
Anmerkung der Red.)  interessieren sich 77 Prozent der Konsumenten für die Arbeitsbe-
dingungen, unter denen die Produkte hergestellt wurden. Doch nur wenige Unternehmen
informieren über die ökologischen und sozialen Bedingungen entlang der Lieferkette. Zum
Beispiel berichtet nicht einmal ein Prozent der 11.000 größeren Unternehmen mit mehr als
250 Beschäftigten in Deutschland gemäß dem internationalen Berichtsstandard der ›Glo-
bal Reporting Initiative‹ zur Nachhaltigkeit und Transparenz. 

Was macht es so schwer, Transparenz herzustellen?

Viel liegt an dem Willen der Unternehmen. Sicherlich ist es auch ein gewisser Aufwand, über
die ökologischen und sozialen Bedingungen zu berichten, und von Produkt zu Produkt ver-
schieden, jedoch nicht unmöglich. Im Obst- und Gemüsebereich sind Händler und Herstel-
ler ohnehin verpflichtet, die Rückverfolgbarkeit jeweils zu ihrem Lieferanten und Abneh-
mer zu gewährleisten.

Was erwarten Sie von der Politik?

Im Rahmen unserer Transparenzkampagne fordern wir die Einführung von Offenlegungs-
pflichten für Unternehmen zu sozialen und ökologischen Aspekten ihrer Geschäftspraxis
in ihrem eigenen Unternehmen und bei ihren Lieferanten. In Deutschland gibt es im Han-
delsgesetz dazu eine Regelung, die aber zu vage und daher nicht ausreichend ist. Die EU
hat angekündigt, dazu Anfang 2012 einen Gesetzgebungsvorschlag zu machen.

8Info8
Franziska Humbert ist Referentin für soziale Unternehmensverantwor-
tung bei Oxfam Deutschland. Oxfam ist Mitglied der Supermarktinitia-
tive, einem Bündnis von 24 Organisationen aus den Bereichen Ent-
wicklung, Umwelt und bäuerliche Landwirtschaft sowie Gewerkschaf-
ten, die den Missbrauch von Einkaufsmacht aufdecken und begrenzen
wollen. Mehr dazu auf www.oxfam.de und www.supermarktmacht.de

Alles ganz normal?
Betr.: »Jeder kennt seinen Platz«,
Viertel Nr. 16, S. 5

Die lapidare Aussage vom Bezirkspolizei-
beamten Peter Palzer, der Westen sei ein
Dorf, wo zwar Sprayer, Randalierer und
Einbrecher unterwegs seien, ist schon et-
was verwunderlich. Betroffene Hausei-
gentümer, die nach einem Einbruch, mo-
natelang in ihren eigenen vier Wänden
Angst haben und nicht mehr zur Ruhe
kommen, fühlen sich in »ihrem Viertel« si-
cherlich nicht mehr behütet wie auf einem
Dorf. Auf geschädigte Anwohner kom-
men Autoreparaturen und auf Hauseigen-
tümer Kosten für das Entfernen der
Schmierereien zu. Aber für eine Großstadt
sicherlich alles ganz normal?! Ansonsten
weiter so mit »dem Viertel«.
Bärbel und Uwe Beyer 

Wohin die sozialpolitische
Reise geht
Betr.: »Ein-Euro ohne Perspektive«,
Viertel Nr. 16, S. 1

Der Artikel beschreibt die Situation von
oben und blendet die Problematik aus der
Sicht der Ein-Euro-Jobber komplett aus.
Nicht ein einziger Ein-Euro-Jobber wurde
gefragt, wie er oder sie das Ganze erlebt
hat. Hier unterscheidet sich die ›Viertel‹
nicht von den übrigen Medien. Im Artikel
heißt es: »Als Übergang in den ersten Ar-
beitsmarkt sind die ›Ein-Euro-Jobs‹ denk-
bar ungeeignet. Im Durchschnitt werden
weniger als zehn Prozent in reguläre Be-
schäftigungsverhältnisse vermittelt.«
Das war auch nicht der Zweck der Ein-
Euro-Jobs. Sie sollten auf Arbeit zu Nied-
rigstlöhnen ohne geltende Arbeitnehmer-
rechte vorbereiten und / oder vom Leis-
tungsbezug abschrecken. Außerdem
wurde den (noch) Beschäftigten signali-
siert wohin die sozialpolitische Reise geht:
Richtung Arbeitsdienst.

Die 500 Euro Zuschuss haben die Pro-
jektträger gerne genommen und auf dem
Rücken der Ein-Euro-Jobber gut dotierte
Stellen geschaffen. Jetzt müssen sie die so-
genannte ›Bürgerarbeit‹ organisieren, wel-
che unter dem freundlich klingenden Na-
men einen weiteren Schritt zum Arbeits-
dienst bedeutet. Besonders der öffentliche
Dienst wird diese Unterhöhlung der Ta-
riflöhne zu spüren bekommen.

Das der Bundesrechnungshof zu einem
Verbündeten im Kampf gegen die Ein-Eu-
ro-Jobs wurde, liegt wohl daran, das er den
Gesetzestext zu wörtlich genommen hat.
In der ›Erwerbslosengruppe der IG Metall‹
haben wir ausgerechnet, das 1400 Euro
Netto der Einstieg in ein auskömmliches
Leben wären. Arbeit darunter und fehlen-
de Arbeitnehmerrechte lehnen wir ab.
Rolf Zernicke

Zehn Jahre soll das AKW Grohnde noch Strom liefern. Tobias
Darge vom Anti-Atom-Plenum Weserbergland ist das viel zu
lange. Mario A. Sarcletti hat mit ihm gesprochen

Alter Stahl und Mischoxide
LeserInnenbriefe
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